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// Im Blickpunkth

Die praktischen Auswirkungen der L�ndererlasse zum neuen Erbschaftsteuerrecht insbesondere im Hinblick auf Unter-

nehmen behandeln Siegmund/Zipfel. Es erweist sich, dass l�ngst nicht alle Zweifelsfragen gekl�rt sind – weder bzgl. des

beg�nstigten Betriebsverm�gens noch bzgl. der Lohnsummenregelung. Wie die Umsatzschl�sselmethode bei Vorsteuer-

abzug bei gemischt genutzten Immobilien steuersparend genutzt werden kann, zeigen Balmes/Baumunk auf.

Udo Eversloh, Ressortleiter Steuerrecht

Entscheidungen
BFH: Abgrenzung Restaurationsleistungen/

Lieferung von Nahrungsmitteln: Vorlagen

an EuGH

Der BFH hat dem EuGH in gleich vier Verfahren

Rechtsfragen zur Abgrenzung von Restaurations-

leistungen (Dienstleistungen, dann mit Regel-

steuersatzbelegt)undLieferungenvonNahrungs-

mittelnzurEntscheidung(dannmitdemerm�ßig-

ten Steuersatz zu versteuern) vorgelegt (BFH-Be-

schl�sse vom 15.10.2009 – XI R 6/08 – und – XI R

37/08 – sowie vom 27.10.2009 – V R 3/07 – und –

35/08).

In den beiden Verfahren V R 35/08 und XI R 37/

08 geht es um die Beurteilung der Abgabe von

Speisen aus einem Imbisswagen mit z. T. �ber-

dachten Verzehrtheken oder Ablagebrettern. Das

Verfahren V R 3/07 betrifft die Abgabe von Spei-

sen in Kino-Foyers, in denen Tische, St�hle und

sonstige Verzehrvorrichtungen vorgehalten wa-

ren. Im Verfahren XI R 6/08 sind Leistungen eines

Party-Service-Unternehmens zu beurteilen.

Die erweiterte Erm�chtigung der Mitgliedstaaten

zur Einf�hrung eines erm�ßigten Steuersatzes in

Anhang H zu Art. 12 Abs. 3 Buchst. a) der Richt-

linie 77/388/EWG nicht nur – wie bisher – f�r die

Lieferung von Nahrungsmitteln, sondern zus�tz-

lich auch f�r „Restaurant- und Verpflegungs-

dienstleistungen“, l�sst ausgemeinschaftsrechtli-

cher Sicht als zweifelhaft erscheinen, ob es sich

bei der Abgabe von Speisen oderMahlzeiten zum

sofortigenVerzehrumeine Lieferunghandelt.

VolltextderBeschl�sse:
// BB-ONLINE BBL2009-2677-1,
// BB-ONLINE BBL2009-2677-2und
// BB-ONLINE BBL2009-2677-3

unterwww.betriebs-berater.de
(PM BFH vom 2.12.2009)

BFH: An Vermieter f�r Ansiedlung von

Arztpraxen gezahltes Entgelt ohne

Auswirkung auf Vorsteueraufteilung

Der BFH hat durch Urteil vom 15.10.2009 – XI R

82/07 – entschieden: Zwischen den Aufwendun-

gen f�r die Errichtung eines Geb�udes, das an

Arztpraxen vermietet wird, und Zahlungen eines

Apothekers an den Vermieter, damit dieser das

Geb�ude an �rzte vermietet, besteht kein zum

Vorsteuerabzug nach § 15 Abs. 1 UStG berechti-

gender direkter und unmittelbarer Zusammen-

hang. Diese Zahlungen sind deshalb bei der Auf-

teilung der Vorsteuerbetr�ge nach Maßgabe ei-

nes Umsatzschl�ssels nicht zu ber�cksichtigen.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-2677-4

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Verlust aus Ver�ußerung von

Beteiligung am Arbeitgeber bei

Beendigung des Arbeitsverh�ltnisses

Der BFH hat durch Urteil vom 17.9.2009 – VI R

24/08 – entschieden: Ein Ver�ußerungsverlust

aus einer Kapitalbeteiligung am Arbeitgeber

f�hrt nicht allein deshalb zu Werbungskosten

oder negativen Einnahmen bei den Eink�nften

aus nichtselbst�ndiger Arbeit, weil die Beteili-

gung wegen der Beendigung des Arbeitsverh�lt-

nisses ver�ußert wurde. Erforderlich ist vielmehr,

dass ein solcher Verlust in einem einkommen-

steuerrechtlich erheblichen Veranlassungszu-

sammenhang zum Arbeitsverh�ltnis steht und

nicht auf der Nutzung der Beteiligung als Kapi-

talertragsquelle beruht.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-2677-5

unterwww.betriebs-berater.de

Der BFH hat ausdr�cklich die Frage (wieder-

holt) offengelassen, ob Einnahmenr�ckzahlungen

als negativeEinnahmen (oderalsWerbungskosten)

einkommensteuerlich zu ber�cksichtigen sind, da

das denVerlust ausl�sendeMoment im entschiede-

nen Fall eher der Privatsph�re zuzurechnen war.

BFH: GrESt beim �bergang auf eine

Gesamthand?

Der BFHhat imUrteil vom7.10.2009 – II R 58/08 –

entschieden: § 5 Abs. 3 GrEStG setzt die objektive

M�glichkeit einer Steuerumgehung voraus und

ist daher einschr�nkend dahingehend auszule-

gen, dass – trotz der Verminderung der verm�-

gensm�ßigen Beteiligung des grundst�cksein-

bringenden Gesamth�nders – die Verg�nstigung

nach § 5 Abs. 1 und 2 GrEStG (Nichterhebung der

Steuer) nicht entf�llt, wenn aufgrund einer An-

teilsschenkung eine Steuerumgehung objektiv

ausscheidet. In den in § 3 Nr. 2 GrEStG genannten

F�llen des Grundst�ckserwerbs vonTodes wegen

bzw. der Grundst�cksschenkungen unter Leben-

den fehltes regelm�ßiganeinerderartigenobjek-

tiven Steuerumgehungsm�glichkeit,weil derent-

sprechende Erwerbsvorgang bei einer unmittel-

baren Grundst�cks�bertragung auf die Erwerber

vonderGrunderwerbsteuer befreitw�re.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-2677-6

unterwww.betriebs-berater.de

Verwaltungsanweisung
BMF: Durchschnittssatzbesteuerung f�r

Ums�tze von Gewerbebetrieben kraft

Rechtsform

DasBMFhatdurchSchreibenvom1.12.2009– IVB

8 – S 7410/08/10002 – die Konsequenzen aus

dem BFH-Urteil vom 16.4.2008 – XI R 73/07 – ge-

zogen: Der BFH hatte ein Wahlrecht des Steuer-

pflichtigen begr�ndet, entweder die gesetzliche

Regelung des § 24 Abs. 2 S. 3 UStG und den Re-

gelsteuersatz anzuwenden oder sich auf die er-

gangeneRechtsprechung zuberufen,wonachdie

Durchschnittssatzbesteuerung auch r�ckwirkend

anwendbar ist.DemfolgtdasBMF.Entsprechende

Erkl�rungen sind bis zum 30.6.2010 abzugeben.

VolltextdesSchr.: // BB-ONLINE BBL2009-2677-7

unterwww.betriebs-berater.de

Gesetzgebung
BR: Erm�ßigter Steuersatz f�r

Hotelleistungen?

Der Bundesrat ber�t am 4.12.2009 den Entwurf

des Wachstumsbeschleunigungsgesetzes. Ob

die vorgesehene Senkung des Mehrwertsteuer-

satzes f�r Hotelbetriebe doch noch angenom-

men wird, war zum Zeitpunkt des Redaktions-

schlusses noch nicht absehbar; es mehren sich

aber Hinweise, dass dieser Punkt doch „durch-

kommt“ – wohl gegen Zugest�ndnisse der Bun-

desregierung an verschiedene Bundesl�nder an

anderer Stelle.

St�ndige Mitarbeiter im Steuerrecht: RA StB Dr. Stefan Behrens, Frankfurt a.M.; Dipl.-Kfm. StB Oliver D�rfler, Frankfurt a.M.; Prof. Dr. W. Christian Lohse, Vorsitzender Richter am FG
M�nchena. D.;Dipl.-Kffr. StBinMartinaOrtmann-Babel, Stuttgart;Dr. J�rgenSchmidt-Troje, Pr�sident des FGK�ln a.D., K�ln;Prof.Dr.RomanSeer, Bochum;StBDr.AndreasS�ffing, Frankfurt
a.M.;Dr. Roland Wacker, Richter amBFH,M�nchen;Dipl.-Kfm.StBLarsZipfel, Stuttgart

Die Woche im Steuerrecht
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